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Drucksache IV/1818 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Eisenmann, 

Dr. Lobe, Rademacher, Ramms und Genossen 

— Drucksache lV/762 — 

betr. Verlängerung der Auslauffristen für Kraftfahrzeuge und 
Anhänger 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) 


Der Antrag der Abgeordneten Eisenmann, 
Dr. Lobe, Rademacher, Ramms und Genossen betr. 
Verlängerung der Auslauffristen für Kraftfahrzeuge 
und Anhänger vom 20. November 1962 wurde in 
der 54. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
16. Januar 1963 dem Ausschuß für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen zur weiteren Beratung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß hat den Antrag gemeinsam mit dem 
Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, Hol- 
kenbrink, Lemmrich und Genossen und Fraktion der 
CDU/CSU betr. Gewichte und Abmessungen der 
zum Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zugelassenen 
Nutzkraftfahrzeuge — Drucksache IV/805 — , ins- 
besondere mit dessen Nr. 2, behandelt. 

In dem Antrag wird die Bundesregierung ersucht, 
dem Bundesrat bis zum 31. Dezember 1962 eine 
Rechtsverordnung über die Änderung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) vorzulegen. 
Darin sollen in Erwartung einer europäischen Lö- 
sung mit den in § 72 Abs. 2 geregelten Bestimmun- 
gen über Inkrafttreten und Übergangsbestimmun- 
gen die nachstehend aufgeführten Auslauffristen 
von Kraftfahrzeugen und Anhängern bis zum 31. De- 
zember 1965 verlängert werden. Im einzelnen han- 
delt es sich um folgende Bestimmungen: 


a) § 32 Abs. 1 Nr. 3 (Länge über alles), 

b) § 34 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 (Achslast der Einzel- 
achse und Achslast der Doppelachse), 

c) § 34 Abs. 3 Nr. 3 (zulässiges Gesamtgewicht), 

d) § 35 (Motorleistung), 

e) § 41 Abs. 15 (Dauerbremsen), 

f) § 42 Abs. 1 (Anhängerlast hinter Kraftfahrzeu- 
gen). 

Während die Achslasten der Einzelachse, der Dop- 
pelachse und das zulässige Gesamtgewicht (§ 34 
Abs. 3 Nrn. 1 bis 3) in der Bundesrepublik bereits 
durch die Verordnung zur Änderung von Vorschrif- 
ten des Straßenverkehrsrechts vom 7. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 485) Artikel 2 Nr. 38 Buch- 
stabe a auf 10 Tonnen bzw. 16 Tonnen und 32 Ton- 
nen heraufgesetzt worden sind, hat die Bundesre- 
gierung durch die mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassene Verordnung zur Änderung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 10. Januar 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 20) die Auslauffristen bis zum 
1. Januar 1966 verlängert und damit dem Inhalt des 
Antrages entsprochen. 

Sondergenehmigungen für die überschweren Drei- 
achs-Anhänger werden in begründeten Ausnahme- 
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fällen von den zuständigen Behörden der Länder 
erteilt. 

Die in dem Antrag enthaltene Wendung „in Er- 
wartung einer europäischen Regelung" gab dem 
Ausschuß Veranlassung, sich mit besonderem Nach- 
druck für eine möglichst baldige und dauerhafte 
Lösung der Frage der Höchstgewichte und Maße 
einzusetzen. 


Bonn, den 9. Januar 1964 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache IV/762 — durch die in- 
zwischen erfolgten Maßnahmen der Bundesregie- 
rung für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Dezember 1963 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 
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